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Die gelenkte Selbstregulierung im Bereich der 
Geldwäscherei

Stephan Stadler | Das System der Selbstregulierung ist in der Schweiz seit langem 
bekannt: So besteht für den Bankenbereich eine Selbstregulierungsorganisation 
(die Schweizerische Ban kiervereinigung), die bereits im Jahr 1977 mit interessier-
ten Banken auf privatrecht lichem Weg eine Sorgfaltspfl ichtvereinbarung zur Wah-
rung des Ansehens des schwei zerischen Bankengewerbes im In- und Ausland und 
zur Bekämpfung der Geldwäscherei abgeschlossen hat. Das System hat im Ban-
kenbereich gut funktioniert und diente ver schiedentlich auch für andere Erlasse 
als Vorbild. So ist es denn nicht weiter erstaun lich, dass in der Vernehmlassung 
zum Geldwäschereigesetz die Beaufsichtigung über Selbstregulierungsorganisa-
tionen auch für den Nichtbankensektor vorgeschlagen wurde. Das gel tende GwG 
ist geprägt vom Gedanken der Selbstregulierung. 
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 1 Selbstregulierung
Die Botschaft zum Bundesgesetz über die Bekämpfung der Geldwäscherei 
im Finanzsektor (Geldwäschereigesetz, GwG) vom 17. Juni 1996 (BBl 1996 III 
1101 ff) sieht das System der Selbstregulierung vor. Der erste Vernehmlas-
sungsentwurf zum GwG aus dem Jahre 1994 sah hingegen eine rein staatli-
che Aufsicht über den Nichtbankensektor vor. In der Vernehmlassung regte 
sich dagegen massiver Widerstand aller nicht spezialgesetzlich beaufsichti-
gten Finanz intermediäre. Ein der Kritik Rechnung tragender Vernehmlas-
sungsentwurf im Frühjahr 1995 übernahm das System der Selbstregulierung 
und war grundsätzlich konsensfähig. Verschiedene Branchenverbände (Treu-
handkammer, Ver einigung der privaten Lebens versicherer, Anwalts- und 
Notariatsverbände) und die Ban kiervereinigung lehnten je doch die Melde-
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pfl icht bei Geldwäschereiverdacht ab. Der Bundesrat hingegen hielt gestützt 
auf die EG-Geldwäscherei-Richtlinie vom 10. Juni 1991 (91/308/EWG) an der 
Meldepfl icht fest. In der Folge hat das Parlament in Beratung des Gesetzes-
entwurfes vom 17. Juni 1996 der Meldepfl icht zugestimmt, hingegen die 
Strafbarkeit fahrlässiger Verletzung kritisiert. Die Legislative konnte sich 
schliesslich doch noch für die Strafbar keit der fahrlässigen Begehung ent-
scheiden. Nach unbenutz tem Ablauf der Referen dumsfrist am 29. Januar 
1998 trat das GwG am 1. April 1998 in Kraft.

 2 Motive für die Selbstregulierung 
Dem Staat sollen nur die jenigen Aufgaben übertragen werden, die nicht 
ebenso gut von der Wirtschaft und der Gesellschaft erledigt werden können. 
Den Finanzintermediäre sollten die Möglichkeit erhalten, eigene Organisa-
tionen zu schaffen, welche die Einhaltung der gesetz lichen Pfl ichten kont-
rollieren und bei Zuwiderhandlungen Sanktionen verhängen kön nen. Weil 
bei allen unterstellten Tätigkeiten dieselben Pfl ichten eingehalten werden 
müssen, wollte der Gesetzgeber den Finanzintermediären  auch die Möglich-
keit geben, auf be rufsspezifi sche Gegeben heiten Rücksicht zu nehmen und 
das Fachwissen der jewei ligen Branche unterstützend einzubringen. Dies 
gestattete eine schnellere und kostengünstigere Umset zung des GwG, als 
wenn eine rein staatlichen Aufsicht die Umsetzung hätte vornehmen müs-
sen. So gilt es hervorzuheben, dass die Akzep tanz der Aufsicht durch eine 
Selbstregulierungsorga nisation besser ist, als bei einer di rekten staatlichen 
Aufsicht. Zudem ist der kurze In stanzenweg im Rahmen der Sankti-
onsverfahren dank der freiwilligen Gerichtsbarkeit gegenüber dem 
Verwaltungs justiz verfahren von Vorteil. Nicht zuletzt erweist sich das Sys-
tem vor allem im Bereich der Anpassung der Selbstregulierungsordnungen 
als fl e xibel. 

Die geldwäschereispezifi sche Aufsicht unterteilt sich in drei Ausprä-
gungen: 
– Finanzintermediäre, die einer spezialgesetzlichen Aufsicht unterstehen 

und sich ebenfalls parallel dazu einer Selbstregulierungsorganisation 
(SRO) an schliessen (z.B. SRO des Schweizerischen Versicherungsverbandes 
oder der Schweizerischen Bankiervereinigung)

– Finanzintermediäre innerhalb des Parabankensektors, die sich einer 
Selbstre gulie rungsorga nisation anschliessen und ausschliesslich durch 
diese be auf sichtigt werden.
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– Finanzintermediäre innerhalb des Parabankensektors, die keiner 
Selbstregulie rungsorganisa tion angehören und direkt der Aufsicht der 
Kontroll stelle unterstehen.

Heute gibt es in der Schweiz 11 staatlich anerkannte SRO,1 die unterschied-
liche Erschei nungsformen aufweisen. Die anerkannten SRO können wie folgt 
unterteilt wer den:

– Branchenvereinigungen bzw. Berufsverbände, welche die Aufgabe der 
Selbst regu lierung übernommen haben. In der Regel ist die Mitgliedschaft 
bei der Bran chenvereinigung Vorausset zung für den Anschluss bei der 
SRO.

– Vereine, die nur die Selbstregulierung betreiben, aber Finanzintermedi-
äre al ler Branchen als Mitglieder aufnehmen (gemischte SRO). 

Eine Sonderform stellen die SRO Post und die SRO SBB dar. Diese SRO überwa-
chen öffentlichrechtliche Unternehmungen und Anstalten und neh men ihre 
Aufsichtsfunktion  innerhalb der Konzerne «Die Schweizerische Post» und 
der «SBB AG» wahr. Die Selbst regulierungsorga nisationen die ser Unterneh-
mungen nach dem Postgesetz vom 30. April 1997 und nach dem Bundesge-
setz vom 20. März 1998 über die Schweizerische Bun desbahn müssen nach 
Artikel 24 Absatz 2 GwG von der Geschäftsleitung unabhängig sein. Die 
Selbstregulierungsorganisationen stehen selber wiederum unter staatlicher 
Aufsicht. Die Kontrollstelle für die Bekämpfung der Geldwäscherei (Kontroll-
stelle) be gleitet die SRO sehr eng. Deren Handlungsspielraum ist klar be-
grenzt und ihre Tätigkeit wird überwacht. 

 3 Aufsicht der SRO über die Finanzintermediäre
Nach Artikel 13 GwG liegt die Aufsicht über die Einhaltung der Pfl ichten für 
die Finanzintermediäre nach Artikel 2 Absatz 3 GwG bei den anerkann ten 
Selbstregulierungsorganisationen oder der Kontrollstelle für die Bekämp-
fung der Geldwäscherei sofern die Finanzintermediäre nicht einer aner-
kannten Selbstregulie rungsorganisation angeschlossen sind. Berufsmässig2   

tätige Finanzintermediäre  nach GwG haben die Wahl, sich direkt vom Staat 
überwachen zu lassen und bei der Kontrollstelle ein Gesuch um Bewilligung 
als Finanzintermediär einzureichen oder sie sich einer der anerkannten 
Selbstregulierungsorganisation anzuschliessen. So bald ein Finanzinterme-
diär Mitglied einer anerkannten SRO ist, steht er unter deren Aufsicht und 
muss sich an die von der Kontrollstelle genehmigte Selbstregulierungsord-
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nung halten. Die Aufsicht der Kontrollstelle über die angeschlossenen Finan-
zintermediäre er folgt damit indirekt durch die Überwachung der Selbstre-
gulierungsorganisationen. Die Wahl zwischen Bewilligung oder Anschluss 
an eine SRO erfährt bezüglich der fi nanzin termediären Tätigkeit von Anwäl-
ten und Notaren eine Einschränkung. Aufgrund des Be rufsge heimnisses und 
des damit einhergehenden Zeugnis verweigerungsrechts in Straf- und Zivil-
verfahren, müssen sich Anwältinnen und Anwälte sowie Notarinnen und 
Notare einer Selbstregulierungsorganisation anschliessen und können nicht 
direkt staatlich überwacht werden. Dabei ist es ihnen je doch freigestellt, ob 
sie sich der SRO ihres Berufsverbandes anschliessen oder bei einer branchen-
übergreifenden SRO  um Aufnahme ersu chen. Übt der berufsmässig tä tige 
Fi nanzintermediär sein Wahlrecht nicht aus, so ist die Kontrollstelle zustän-
dig. De ren Zuständigkeit ist auch gege ben, wenn eine Selbstregulierungsor-
ganisation ein Auf nahmegesuch ablehnt oder ein Mitglied aus schliesst. Da-
mit wird erreicht, dass jeder berufsmässig tätige Finanzinter mediär 
beaufsichtigt wird. Es kommt weder zu negativen Kompetenzstreitig keiten 
zwischen der Kontrollstelle und den SRO, noch können Auf sichtslücken 
entste hen. 

 4 Der Handlungsspielraum der SRO
Nach Artikel 25 GwG müssen die SRO ein Reglement zu erlassen, in welchem 
sie die Voraussetzungen für die An- und Ausschlüsse regeln, die Pfl ichten 
nach Artikel 3 bis 10 GwG für die Finanzintermediäre konkretisieren und 
festsetzen, wie sie die Einhaltung dieser Pfl ichten kontrollieren wollen und 
welche Sanktionen sie bei Zuwiderhandlungen anord nen können. Der Hand-
lungsspielraum der SRO umfasst die Konkretisierung der Sorg faltspfl ichten 
und die Pfl ichten bei Verdacht auf Geldwäscherei, deren Kontrolle im Rah-
men der Revisionen und die Art und Weise von Sanktionierungen. Den SRO 
ist freigestellt, ob sie in ihrem Regulierungswerk branchenspezifi sche Nor-
men einführen wollen oder nicht. Bisher hat dies lediglich die SRO des Ver-
bandes Schweizerischer Vermögensverwalter getan, welche die Standesre-
geln in die Selbstregulierungsordnung eingefügt hat. Indem sich der 
Gesetzgeber für das System der Selbstregulierung entschied, wollte er die 
Möglichkeit schaffen, das brancheneigene Spezialwissen einzubeziehen. Di-
ese Möglichkeit nutzen die SRO bis anhin jedoch kaum. Die Reglemente der 
verschiedenen SRO ähneln sich stark und orientieren sich zum Teil an der 
Verordnung, welche die Kontrollstelle für ihre direkt unterstellten Finanzin-
termediäre ausgearbeitet hat. 3
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 5 Grenzen der Selbstregulierung
Die SRO müssen nach Artikel 24 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 3 lit. b GwG 
kontrollieren, ob die ihr angeschlossenen Finanzintermediäre die Sorgfalts-
pfl ichten bzw. die reglementarisch verankerten Aus führungsbestimmungen 
zur Wahrnehmung der Sorgfaltspfl ichten einhalten. Mit einigen Ausnah-
men4  sehen die meisten SRO zur Zeit die regelmässige (mehrheitlich jähr-
liche) Revision der Finanzintermediäre durch unabhängige Revisionsgesell-
schaften vor. Einige SRO führen die Revisionen selber durch. 

In diesem Zusammenhang verfügen die SRO nicht über hoheitliche Be-
fugnisse, die ih nen die Ergreifung von hoheitlichen Zwangsmassnahmen 
gegenüber den Finanzintermediären ermöglichen würden, bei denen im 
Rahmen der Revision die Verletzung der Sorgfaltspfl ichten nach GwG und 
der Meldepfl icht festgestellt wurde oder welche die Mitwirkungspfl ichten 
ver letzen.

Allerdings gestatten die Reglemente in diesen Fällen, je nach Schwere der 
Sorgfaltspfl ichtverletzungen, der Meldepfl icht oder der Mitwirkungspfl icht 
gegen fehlbare Mitglieder als Massnahme eine Mahnung, einen Verweis, 
den Ausschluss oder die Ausfällung ei ner Busse als Konventionalstrafe vor-
zusehen. Der Ausschluss stellt bei schweren Ver letzun gen der Sorgfalts-
pfl ichten und der Meldepfl icht die Regel dar. Er ist gestützt auf Artikel 27 Ab-
satz 1 GwG, wonach der Kontrollstelle nach Eintritt der Rechtskraft der 
Ausschluss eines Finanzintermediärs mitgeteilt werden muss, damit sie den 
Finanzintermediär darüber informieren kann und dieser darauf aufmerk-
sam gemacht werden kann, dass er sich in nerhalb von zwei Monaten einer 
anderen SRO anschliessen oder ein Gesuch um Bewilli gung bei der Kontroll-
stelle einreichen muss. Vorbehalten bleibt die Revision durch die Kontroll-
stelle oder durch eine von ihr beauftragten Prüfstelle sowie die Einleitung 
allfälliger Mass nahmen (z. B: Liquidation des Finanzintermediäres oder Lö-
schung im Handelsre gister). 

Die Massnahmen und Konventionalstrafen stellen zivilrechtliche Sank-
tionen dar, für de ren Durchsetzung keine verfahrensrechtlichen Zwangsmit-
tel zur Verfügung stehen. Alle Mass nahmeentscheide und Konventionalstra-
fen können mit einer Ausnahme bei einem Schiedsgericht angefochten 
werden. Die durchschnittliche Verfah rensdauer beträgt zwi schen 6 Mona-
ten und einem Jahr. 

Aufgrund der den SRO  gewährten Autonomie im Rahmen ihrer Regulie-
rungskompetenz und der Aufteilung zwischen Branchen - SRO und SRO, die 
alle Branchen aufneh men, bestehen unterschiedliche Voraussetzungen für 
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die Durchführung von Verfahren gegen über den Finanzintermediär und 
keine einheitlichen Massnahmen bei gleichen Tatbeständen, wo bei gene rell 
die konsequente Praxis der SRO bei der Sanktionierung ihrer Mitglieder 
hervorzuhe ben ist und die eingangs erwähnte, unterschiedliche Behandlung 
der Mitglie der vorwie gend in den Bereich der Konventionalstrafen fällt. 

Die Anforderungsprofi le für die Revisionsstellen sind unterschiedlich. So 
wird beispiels weise die Mitgliedschaft zu gewissen Berufsorganisationen 
(Schweiz. Treuhänderver band, Treuhandkammer), der  Nachweis von Diplo-
men oder die Konformität zu gesetzli chen Er lassen (z.B. Verordnung über die 
fachlichen Anforderungen an besonders befä higte Revi soren vom 15. Juni 
1992; SR 221.302) verlangt. Die Standards für die Revisi onsberichte richten 
sich ebenfalls nach den unterschiedlichen Selbstregulierungsord nungen, 
Prüfkon zepten und Richtlinien der SRO. 

Im Rahmen des Austauschs von Informationen ausserhalb der Informa-
tions- und Anzei gepfl icht nach Artikel 27 GwG ist die Weiterleitung von In-
formationen von den SRO an die Kontrollstelle im Rahmen einer Auskunfts-
hilfe nicht gesichert, weshalb de lege fe renda  eine tragfähige Lösung 
anzustreben ist. 

 6 Die staatliche Aufsicht über die SRO
 6. 1 Anerkennung

Wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, anerkennt die Kontroll-
stelle eine Selbstregulierungsorgani sation mittels Verfügung, die konstitu-
tiv wirkt. Die Voraussetzungen für eine Anerkennung nach Artikel 24 GwG 
sind:
– über ein Reglement nach Artikel 25 zu verfügen;
– darüber Wachen, dass die angeschlossenen Finanzintermediäre ihre 

Verpfl ichtun gen im Rahmen des zweiten Kapitels des Gesetzes (Sorgfalts-
pfl ichten, Meldepfl icht und Vermögenssperre) einhalten; 

– sicherstellen, dass die von ihr mit der Kontrollstelle betrauten Personen 
und Revisionsstellen, die Fachkompetenz aufweisen, die Gewähr für eine 
einwandfreie Prüfungstätigkeit bieten und unabhängig sind von Ge-
schäftsleitung und der Verwaltung der zu kontrollierenden Finanzinter-
mediäre.

 6. 2 Genehmigungsverfahren
Die Selbstregulierungsorganisationen sind verpfl ichtet, der Kontrollstelle 
jede Mutation der mit der Kontrolle und Revision betrauten Personen zur 
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Genehmigung zu unterbrei ten. Die Kontrollstelle prüft, ob die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Genehmi gung vorliegen und teilt der SRO ihren 
Entscheid im Rahmen einer Verfügung mit. Mate rielle Änderungen in den 
Reglementen der SRO werden nach Prüfung der Gesetzes konformität eben-
falls von der Kontrollstelle genehmigt. 

 6. 3 Laufende Begleitung und Beratung
Jede Selbstregulierungsorganisation hat zumindest eine Ansprechperson in 
der Kon trollstelle, die für sie zuständig ist. Ergeben sich Fragen oder Probleme 
im Zusam menhang mit der Anwendung des Gesetzes, kann sie diese mit der 
ihr zugeteilten Per son besprechen oder sich durch diese Person beraten las-
sen. 

 6. 4 Sicherstellung des Informationsfl usses
Die Kontrollstelle leitet im Rahmen der Auskunftshilfe Informationen an die 
SRO weiter. Es handelt sich hierbei beispielsweise um Informationen, wel-
che die Kontrollstelle im Rahmen der Amtshilfe von andern Aufsichts- oder 
Strafverfolgungsbehör den erhält und die für die Aufsicht durch die SRO re-
levant sind. 

 7 Die Aufsichtsinstrumente der Kontrollstelle über die SRO
 7. 1 Informations- und Anzeigepfl icht nach Artikel 27 GwG

Die Selbstregulierungsorganisationen haben der Kontrollstelle alle Finan-
zintermediäre zu melden, denen sie den Anschluss verweigern oder die sie 
ausgeschlossen haben. Die Kontrollstelle prüft in diesem Zusammenhang 
ob die ausgeschlossenen Mitglieder die Gewähr bieten, sich innerhalb von 
2 Monaten seit der Rechtskraft des Ausschlusses einer anderen SRO anzu-
schliessen oder ein Gesuch um Bewilligung bei der Kontroll stelle einzurei-
chen, sofern sie weiterhin berufsmässig tätig sind. Dies mit dem Hinweis, 
dass die Fortsetzung der Tätigkeit nach Ablauf dieser Frist einen Straftatbe-
stand nach Artikel 36 GwG darstellt. Die Selbstregulierungsorganisationen 
sind nach Artikel 27 Absatz 2 GwG verpfl ichtet,  der Kontrollstelle einmal im 
Jahr einen Rechenschaftsbericht über ihre Tätigkeit im Rahmen des Gesetzes 
abzuliefern. Die Kontrollstelle hat als Arbeitsinstrument einen Muster-Jah-
resbericht entworfen, der die Struktur des Berichts vorgibt und verdeutlicht, 
welche Informationen darin enthalten sein müssen. Der Jahresbericht wird 
von der Kontrollstelle analysiert. Feh lende Informationen werden nachge-
fordert, bei unpräzi sen Angaben wird eine Ergän zung verlangt. So wird si-
chergestellt, dass die Informatio nen über die Tätigkeit der SRO während des 
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Geschäftsjahres ausführlich sind und die Kontrollstelle eine Übersicht über 
alle Aktivitäten und Vorkommnisse erhält. Aufgrund der erhobenen Infor-
mationen verfügt die Kontrollstelle damit bei allen SRO über ver gleichbare 
Informationen und kann sich einen Überblick über die Qualität der Aufsichts-
tätigkeit verschaffen. Zudem besteht die Verpfl ichtung der SRO, bei Verdacht 
auf Beteiligung an oder Unterstützung einer kriminellen Organisation nach 
Artikel 260 ter Ziffer 1 StGB oder auf Geldwäscherei nach Artikel 305 bis StGB 
oder bei Verdacht, dass Vermögenswerte aus einem Verbrechen herrühren 
oder der Verfügungsmacht ei ner kriminellen Organisation unterliegen, dies 
unverzüglich der Meldestelle mitzuteilen, sofern dies nicht bereits durch ei-
nen angeschlossenen Finanzintermediär mitgeteilt wurde.

 7. 2 Jährliche Revisionen vor Ort
Das wichtigste Aufsichtsinstrument sind die jährlichen Revisionen aller SRO. 
Geprüft werden Schwerpunktthemen, die jedes Jahr aufgrund der aus Revi-
sionen oder anderen Informationsquellen gewonnenen Erkenntnisse neu 
festgesetzt werden. Die Kontroll stelle fasst die Ergebnisse der Prüfung in 
einem Revisionsbericht zusammen und gibt bei Bedarf vor Ort erste Emp-
fehlungen ab. Der Bericht wird der SRO zur Stellungnahme (Gewährung des 
rechtlichen Gehörs) unterbreitet.  Auf der Grundlage der Auswertung dieser 
Stellungnahme wir entschieden, ob gegenüber der SRO Massnahmen ver-
fügt werden müssen oder dieser die Gelegenheit einzuräumen ist, freiwillig 
den rechtmässi gen Zustand wiederherzustellen. 

 7. 3 Informationspfl icht der SRO
Die SRO sind im Rahmen von Artikel 19 GwG verpfl ichtet, der Kontrollstelle 
alle Informa tion zu geben, die diese für die Erfüllung ihrer Aufgaben benö-
tigt. Die Zusammenar beit zwischen den SRO und der Kontrollstelle ist inzwi-
schen so gut, dass die für die Kontrollstelle interessanten und erforderlichen 
In formationen oft auch unaufgefordert weitergegeben werden. Dennoch 
kommt es ab und zu vor, dass die Kontrollstelle weitere Informationen ihm 
Rahmen eines Auskunftsbegehrens verlangt.

 8 Zusammenarbeit zwischen der Kontrollstelle und den SRO
 8.1 Vernehmlassungen 

Wie bereits erwähnt, gibt die Kontrollstelle den SRO regelmässig die Gele-
genheit, zu Grundsatzfragen aus der Praxis Stellung zu nehmen, und sie 
berücksichtigt diese Stellungnahmen wenn möglich in der weiteren Ausar-
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beitung und ihrer Entscheidfi ndung. Dasselbe gilt auch für Gesetzgebungs-
projekten, welche die Kontrollstelle betreffend.

 8.2 Forum SRO
Vertreter und Vertreterinnen der SRO treffen sich in regelmässigen Abstän-
den (4x jährlich) zum so ge nannten „Forum SRO“. Dort werden Anliegen be-
sprochen, welche die SRO im Rahmen der Aufsicht über die Finanzinterme-
diäre, der Gesetzgebung, der Praxis, der Organisa tion, der Kommunikation 
usw. beschäftigen. An den Veranstaltungen sind ebenfalls die Bankierverei-
nigung, die SRO des Schweizerischen Versicherungsverbandes, die Eidge-
nössische Spielbankenkommission (ESBK), die Meldestelle und die Kontroll-
stelle gela den, um über aktuelle Entwicklungen zu orientieren und zu den 
Anliegen der SRO Stel lung zu nehmen. 

 8. 3 Koordinationskonferenz
Zu diesem ganztägigen Anlass, welche die Kontrollstelle einmal jährlich or-
ganisiert, ist ein etwas breiterer Kreis an SRO Vertreterinnen und Vertretern 
eingeladen. Das Programm wird durch die Kontrollstelle zusammengestellt, 
unter Berücksichtigung der Wünsche der SRO. Ur sprünglich wurden Refe-
rate zu unterschiedlichen Themen abgehalten. In den letzten zwei Jahren 
wurden zusätzlich Workshops zu verschiedenen Schnittstellenbereiche zwi-
schen SRO und Kontrollstelle durchgeführt.

 8. 4 Koordinationsgespräche
Hierbei handelt es sich um eine, auf Anregung anlässlich der Koordinations-
konferenz 2004, erst kürzlich ins Leben gerufene Kommunikationsplattform. 
Dies übrigens aufgrund einer Anregung anlässlich der Koordinationskonfe-
renz 2004. Die Koordinationsgespräche mit einer Delegation des Forum SRO 
fi nden zweimal jährlich statt und dienen dem informellen Austausch zwi-
schen einer Vertretung der SRO und der Kontroll stelle. Wie die erwähnte 
Plattformen, die dem Kommunikations austausch die nen, tragen auch diese 
Besprechungen zum besseren Verständnis zwi schen der Auf sichtsbehörde 
und den SRO bei.
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Anmerkungen
Association Romande des Intermédiaires 
Financiers(SRO ARIF), Die Schweizerischen 
Bun desbahnen (SRO SBB), Die Schweize-
rische Post (SRO Post), Organismo di Auto-
disciplina die Fiduciari del Cantone Ticino 
(OAD FCT), Organisme d’Autorégulation du 
Groupement Suisse des Conseils en Gestion 
Indépen dants (GSCGI) et du Groupement 
Patronal Corporatif des Gérants de Fortune 
de Genève (GPCGFG) (SRO OAR-G), PolyReg 
Allgemeiner Selbstregulie rungsverein (SRO 
PolyReg), Schweizerischer Anwalts- und No-
tarenverband (SRO SAV/SNV), Schweizeri-
scher Leasingverband (SRO SLV), Schweize-
rischer Treuhänderverband (SRO STV), 
Schweizerische Treuhandkammer (SRO 
THK), Verband Schweizeri scher Vermögens-
verwalter (SRO VSV), Verein zur Qualitätssi-
cherung im Bereich der Finanzdienstleis-
tungen (SRO VQF).

1 Verordnung der Kontrollstelle für die Be-
kämpfung der Geldwäscherei über die be-
rufsmässige Ausübung der Finanzintermedi-
ation im Nichtbankensektor (VB-GwG, SR 
955.20) vom 20. Au gust 2002.
Verordnung der Kontrollstelle für die Be-
kämpfung der Geldwäscherei über die Pfl ich-
ten der ihr direkt unterstellten Finanzinter-
mediäre (Geldwäschereiverordnung Kst, 
GwV Kst, SR 955.16).
Drei SRO prüfen seit Ende 2003 in einem 
dreijährigen Prüfungsrhythmus; eine SRO 
prüft in verschiedenen Prüfungsrhythmen, 
je nachdem, ob der betreffende Finanzinter-
mediär eine mit einem hohen oder nied-
rigen Geldwäschereirisiko versehene Tätig-
keit ausübt (sog. risikoorientiertes 
Prüfkonzept). Die beiden ande ren SRO 
passten ihre Reglemente im Verlaufe des 
Jahres 2004 dahingehend an, dass ein risiko-
orientierter Prü fungs zyklus eingeführt 
wurde.
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